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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/17126 - wird unverändert angenom-
men. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/17126, wurde durch das Plenum am 
28. Januar 2026 zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Schule und Bildung und 
zur Mitberatung an den Wissenschaftsausschuss überwiesen. 
 
Die Landesregierung führt im Gesetzentwurf aus, dass die Lehramtsausbildung insbesondere 
über die Phasen von Studium und Vorbereitungsdienst hinweg noch besser auf die Schulpra-
xis ausgerichtet werden müsse und Basiskompetenzen der Schülerinnen und Schüler deutli-
cher adressiert werden sollten. Sodass zudem Potentiale von bislang nicht erreichbaren Lehr-
amtsinteressierten genutzt und punktuell mehr Freiräume für individuelle Wege ermöglicht 
werden sollten. 
 
Hierzu ermöglicht der Gesetzentwurf einen Modellversuch im Bereich der technischen Fach-
richtungen, der Hochschulen für angewandte Wissenschaften die Vergabe eigener Masterab-
schlüsse für das Lehramt an Berufskollegs in einem definierten Bereich erlaubt. Im Lehramt 
für sonderpädagogische Förderung solle das Studium grundsätzlich neben zwei sonderpäda-
gogischen Fachrichtungen auf ein Unterrichtsfach konzentriert werden – das fachwissen-
schaftliche Studium dadurch vertiefen und Qualitätsverbesserungen etwa in der sonderpäda-
gogischen Diagnostik und in der Förderung von Basiskompetenzen ermöglichen. Zudem solle 
u.a. die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage für die berufsbegleitende Ausbildung zum Er-
werb des Lehramts für sonderpädagogische Förderung (VOBASOF) verlängert werden. 
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildung hat am 29. April 2026 eine gemeinsame Anhörung mit 
dem mitberatenden Wissenschaftsausschuss zu diesem Gesetzentwurf durchgeführt.  
 
Zur Anhörung des Gesetzentwurfs lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Professorin Dr. Carolin Rotter 
AG Pädagogische  
Professionsforschung 
Universität Duisburg-Essen 
Fakultät für Bildungswissenschaften 
Essen 
 

18/3646 
 

Universität Paderborn 
Dr. Annegret Hilligus  
Professor Dr. Bardo Herzig 
Paderborn 

18/3713 

Professorin Dr. Mareike Kunter  
Goethe Universität Frankfurt 
Direktorin 
Abteilung Lehr- und Lernqualität  
in Bildungseinrichtungen  
Frankfurt am Main 

18/3717 
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Urheber/in Stellungnahme 

Ayla Çelik  
Landesvorsitzende 
Gewerkschaft Erziehung und  
Wissenschaft Nordrhein-Westfalen 
Essen 

18/3719 

Marc Oliver Hohnen 
Landesvorsitzender vlbs NRW 
Düsseldorf 

18/3725 

lehrer nrw 
Sven Christoffer 
– Vorsitzender –  
Düsseldorf 

18/3702 

VBE NRW 
Stefan Behlau 
Anne Deimel 
Landesvorsitzende  
Dortmund 

18/3716 

Kreidestaub e.V.  
Berlin 

18/3706 

Netzwerk Fachleiter/innen NRW 
Ingo Thiele  
ZfsL Köln HRSGe 
c/o TH Köln 
Köln 

18/3728 

Zentrum für schulpraktische  
Lehrerausbildung Neuss 
Sabine Sprünken 
Neuss 

18/3712 

Andreas Niessen 
Heliosschule Köln 
Köln 

18/3670 

Andreas Tempel 
Landesvorsitzender 
Gemeinnützige Gesellschaft  
Gesamtschule NRW  
Landesverband der Gemeinnützigen  
Gesellschaft Gesamtschule e.V. 
Dortmund 

18/3733 

 
Zudem hat der Philologenverband Nordrhein-Westfalen eine zusätzliche Stellungnahme 
18/3734 abgegeben. 
 
Das Wortprotokoll der Anhörung vom 29. April 2026 liegt als Ausschussprotokoll APr 18/1205 
vor. 
 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für Schule und Bil-
dung am 3. Juni 2026, die abschließende Beratung und Abstimmung am selben Tage. 
 
Die Fraktion der FDP betonte, dass Lehrkräfte gut ausgebildet werden müssen und der Ge-
setzentwurf allerdings hinter den Erwartungen zurückbleibe. Um die Ziele des 
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Gesetzentwurfes wirklich zu erreichen, benötige man deutlich mehr Ressourcen und eine 
Struktur, die fachliche Tiefe biete. Man lehne daher den Gesetzentwurf und den Verordnungs-
entwurf ab. 
Daher habe die Fraktion der FDP einen Entschließungsantrag auf den Weg gegeben, in dem 
u.a. auch auf eine angemessene Vergütung der Praxissemester gefordert werde. 
 
Die Fraktion der SPD betonte, dass man es begrüße, endlich eine Reform der Lehrerausbil-
dung anzugehen. Dennoch verweist man auf die kritischen Stimmen aus der Anhörung. So sei 
z.B. das Praxissemester unbezahlt und daher würden viele angehende Lehrer abbrechen. Hier 
müsse dringend nachgebessert werden. Den Gesetzentwurf lehne man ab, dennoch wünsche 
man sich gemeinsame Lösungen, um in der Lehrerausbildung weiterzukommen. 
 
Die Fraktion der CDU erklärte, dass es wichtig sei eine Verzahnung zwischen Praxis und The-
orie zu vereinen und auch die Neuordnung der Berufspraktika nun anzugehen, beides regele 
der Gesetzentwurf sehr gut. Auch die eigenen Masterabschlüsse für Fachhochschulen seien 
ein Weg in die richtige Richtung, um die Lehrerausbildung nach vorne zu bringen. Man werbe 
daher um Zustimmung zum Gesetzentwurf. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betonte ebenfalls die Wichtigkeit des Gesetzentwur-
fes und werbe dafür, dem Gesetzentwurf daher ebenfalls zustimmen. Man begrüße ausdrück-
lich den stärkeren Praxisbezug. So sei u.a. die Möglichkeit erweitert worden, die Lehrkräfte 
der Berufskollegs besser in den Blick zu nehmen und auch die Einfachlehrkräfte durch den 
Gesetzentwurf besser einzubinden. Auch die Stärkung der Sonderpädagoginnen und Sonder-
pädagogen werden deutlich gestärkt. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Evaluation helfe zu-
dem die Auswirkungen des Gesetzentwurfes in Zukunft zu kontrollieren. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1238 
verwiesen.  
 
Der mitberatende Wissenschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 3. Juni 2026 seine Bera-
tungen zusammen mit dem federführenden Ausschuss für Schule und Bildung abgeschlossen. 
Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, der FDP und der 
AfD mehrheitlich angenommen. 
 
Über den Gesetzentwurf, Drucksache 18/17126 wurde im Ausschuss für Schule und Bildung 
ebenfalls am 3. Juni 2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, der FDP und 
der AfD mehrheitlich angenommen. 
 
 
Florian Braun 
Vorsitz 


